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Dels, den 4. Januar 1924.

der Geschäftsstelle angenommen. — Preis für
die fünfgespaltene Petitzeile 10 Goldpfennige,
für außerhalb des Kreises Oels Wohnende

15 Goldpfennige.

Druck und Verlag
A. Ludwigs Buchdruckerei Rothe, Politt & Co.

in Oels.

62. Jahrgang.

Amtlither Teil.
A. Bekanntmachungen des Landrats.

B re sila·u, den 18. Dezember 1923.
Zusatz zur Verordnung Nr. 2.

Jitn Nachgange zzu meiner Verordnung Nr. 2 vom 13. Ok-
tober 1923 betreffend Anmeldepflicht öffentlicher politisch-er
Versammlungen ·v·eriortdne ich simi sinsvseriständnsis mit bem Herrn
Regeerungsikommtssaa

»Wer die Anmeldung öffentlicher Bersatnsmsbungen zur
Erörterung politischer Angelegenheiten bei der zustäwndigen
Polizetbsehorde iunterkiiißb macht sich nach § 4 der Verordnung
des ReichisipUriäsidenten «·vo.m 26.1923 s·t·r·asb·a.r.

Nicht sriistigerechste Anmeldung einer Versammlung zieht
ishr Vserbioit niatchs si·ch.«

Der Militiirbesehlshaber.
-g·e«z— Hasse-

Genieriailsbeutnant
L. I. 10967. 8 ·e·l s , den 3·1. Dezember 1923.

Die Osrtsbeihörden ersuche ich, vorstehende Z-usatz·v·eroridn·uttg
in üiblischer Weise öffentlich bekannt zu geben Die Ortspolizei-
behörden ersusche sich sum genaiueste Bett chitung dieser Verordnung

B r es lan, »den 29. Dezember 1923.
Verordnung Nr. 11.

1. Der ,,B u nd O be r land« wird hierdurch ainf Grund
der Vier-ordnung des Reichsspnäsidenten svsotn 26. 9. 1923
für meinen Besehlsberieich Verboten suinidi axuisgeldst

Dais gesamte Vermögen ist zu beschilsasgnakhmen
. Wer sich an bem Bunde altis Mitglied beteiligt oder ihn
idumch Zaihbnng «v-o·n Geld, Vermittlung oder Beförderung
von Nachrichten Ueberlalssung von R·äiu·men·., Herstellung
über Verbreitung von Sich·r·ift·erze:u·gnissen ···oder durch an-
dere Mitte-l Vorschub leistet-, wird nach § 4 der Verordnung
des Reichspväsidenten ssviomi 26. 9 1923 bestr·a·ft.

Begründung:
Der ,,B·usnd Oberlasnd« ist in tatsächlicher Beziehung ails

eine Fortsetzung der am 24. 11. 23 duirch die Rieichisregiernnsg
atussgelössten Organisation ,,Oberlanid« zui betraichten und hat sich·
miit anderen Organisationen u. a. der rechtskriästig verbotenen
Natiosnalsozialistischen deutschen Arbeiterpartei zin einem Ver-
basind zusamimengeschlossen Seine politische Einistelbussng ist die
der N. Si d. A. P. 2Iü1ch1 bezüHgl des G··«riun.·ds·aktzes, dasz pobittsche
Ziele mit Mitteln der Gewalt zu erreichen seii,en geht der Bund
mit der genannten Pia-riet einig.

Seine Betätigung stellt eine Ge·ihr sür dieSicherheit des-
Reiches und die Aufrechterhaltung er öffentlichen Rathe nnd-
Ordnung d.ar

Der Militäsrbefchlshaber
see-— H e ss e-

Generaslleuctnant
L. I. 3. Oes-,ls den 3. Januar 1924.

Dsiie Ortspolizeibehorden des Kreises ersusche -·isch, die Auf-
ldsungsversüigung dem Vorstand des genannten Bundes-, falls
ein so·lch·er doert besteht, sosort diureh Postzustelbungsurkunde zut-
zustellen die Bunds zu· schließen, Geld, Sichriftstücke u:.siw, soweit
es zur Durchführung der Verordnung zum Schutze der Republsik
nötig ist, zu beschliagnalhimen

Auch nach Schiteßunq sind die Biitros weiterhin zu- über-
machen. Mir ist nach Dutrchsührung gegebenenfiaflls sofort Be-
richt zu erstatten. Fehlianieige ist nicht erforderlich

 

L. I. 10884. O-e—ls, den 3. Jainusar 1923.
Legitimatioinskarten ——— § 44 a GO. —- znm Anlauf

von Lebens- und Futtermitteln.
Die in § 10 Abs. 2der V·er···--oi·dinu·ng· über den Handel mit

Lebens- und Fus«t·term·i·tteln: in der Fassung vont 10.2.1923 —-
RGBl. S. 111 — enthaltenen Besstintsmuugen über Versagung
bzw. Entziehung von Legitimatiosnskartens sind durch die jetzige
Verordnung über dandelsbeschrankungtn voims 13.7.1923 —-
RGBL S 706 — in F«or·-·tfallv gekommen Der Umstand, daß
noch immer eine Anzahl Legtttutattonskarten von den bisher
hsiersür zustäindig gewesenen rtspoltzieibehoroen zn Unrecht er-
teilst und dadnrch :-d·ie Zahl der Lebensmittelauftaufet weiterhin
vermehrt wir-d, giibt mir Veranlassung, aus «bie zeissstige Rechts-
lage und das hiernach zu beaschstende Vsersahren bei Anträgen
aus Erteilung von Legtttmattonsbarten hinzuweisen

1·. Antrags-berechtigt ist awutsschl der Inhaber eines stehenden
Gewerbebetrxiebes nicht der Angestellte Bei Anträgen ist
daher zunächst festzustellen sob es sich tatsächlich tun einen
stehend-en Gewerbetriebs handelt (d·e·mn·a·ch ge erbl. Nie-der-
lassung erforderlich beim Kleinhandel: of nes Ladenge-
schäst bzw Mairktwh·allienstanids) Hund eine Hiaindsels-··unters·agung.
nicht vorliwegt Der Auskan ·v·o·n· Waren .·d·ars led·i-·glich sürv
die Zwecke dieses Gewerbebetriebes erfolgen

. Soweit für Angestellte-
tisonskarte beantragt wird, ist zu pirüsen, ob es sich wirk-
lich um unselbstandtge Angestellte und nicht unt selbstän-
dige Auskäufer handelt. Werden Umgehungsvetsucbe sets -
g·est··,ellt so· ist die betreffende Firma durch Vermittelung
der Hahndelszuäslassungsstellse daraus hinzuweisen daß wei-
tere Umigiehungsversuche mit ihrer Un·tierstütz··ung als Un-
zuwverlässsigkeit im Sinne dies § 13 der V-«sE-er·ordnunig über
Handelsbeschriinkungen angesehen w·er·.d·en

Bei verschiedenem Wohnsitz vi:on Auftriaggeber usnd dem
in dessen Dsientten stehenden Auskiäsuser ist stets sanich bei
Vor-lange eines uh·run·gszeugmsses entsprechend dem unter
dem 3. 6. 1922 — 1AVa3288 — iibsewskrsandten Ministe-
riialerlaß v·o·m· 10.5.1922 — III 4277— die Polizei-
behdsirde des Wohnortes um Aeußerung über den Aus-
bäsnfser zu ersuschen

. Die weitere Prüfung hat- sich daraus zin erstrecken, inwie-
weit Versagungssgründe der §§ 57 Ziffer 1—4 und 57b
Hisser 2 GO. vorliegen, auf -··-der·en Wortlaut ich ver-weise
Nansbeisosnidere kommen hiernach Verurteilung weg-en straf-
barer Handlung-en auis Getwinnsncht nnd gegen das Eigen-
tum, ab chreckende oder ansteckende Krankheit 1o'mie üblev
Leuntun in Betracht

. Mit Rücksicht aus § 35 Abs. 1 der Verordnungüber Han-
ldelsbeschiränkungen ist mit dem Antrag-e gssleissichzeitig ·vo.·rzu-
egen
a) Bei Absatz- oder Vermittelung ideir Waren an Wieder-- verkäufer die Handelserlaubuis (-di-es gilt auch für

Aigenten Kommissionäre usw·)

die Aussertigung einer Legitima-

l



b) Bei Anbasuif voin Karte-Heini Butter-,- Käse, Eier-ins
Vieh und Frisschfleifch die besondere Aufkaufserlaub-
nis. Le · lich bei Kartoffeln bedürfen Inhaber der
Handels-er aubnis für sich bfxelbft einer besonderen An-
kausserlaubnis nicht. '

Werden die hiernach erforderlichen Aus-weissenpieire
nicht vor-gelegt, «so ist die Ausferstiigung der L-e;g:-itimationsl-
tartse abzulehnen bzw ususr in entsprechend beschränktem
link-fange zu erteilen-. .

Bei Zuriickziehung der Aiuigweispapiere ist auich die Le-
gistiiuatisonsstarte znrxiickzunehmen oder entsprechend zu be-
richtigen - »

. Bei Inhabern vsou Handelserlanbnie-scheinen ist darauf zu
achten, »daß diese nicht mehr Angestellte ails Aufkäufeir be-
schäftigen, alss es ihre-m Geschäftsumfang-e entspricht. An-
dernfallss ist aslsssbaslsd der Firma durch Vermittelung der
»Lm1idelszulass-usngssstellse eine entsprechende Beschränkung
aufzuerlegen

6. Nach § 35 Der Verordnung isst in die Leigkitiimatiouskarte
zweckmäßig in- Form eines einige-klebten Zusatzblattes fol-
gen-der Veriuserk aufzunehmen: »Die Legitimatioxnsskarte
berechtigt zusm Anskauf von ‘7 sassren für die es- uasch der
Verordnung über Handelsbeschrän.·ku-ngen vom 13. 7. 1923
—— RGIBL S. 706 ——-— osder den auf Grund dieser Ver-
ordnung erlassenen Bestimnnmgen eine-r Erlaubnis bedarf,
nur insoweit, als diese Erlaubnis- erteilt: ist«
Diesem Viermerk ist folgen-der Zusatz anzusiigene
»Die Legitimatioussskairte berechtigt hiernach insbeson-

dere nicht 2,11111 Auskauf zwecks- Absatzes oder Vermittelung
an Wiedcrvcrkäuser. Hierzu besondere Hasndelserlasubnis
erforderlich-V Die von einigen Polizei-behörden geb-rauschte
ansderwseiste Fassung des Vermertess sersicheiut nicht- zweck-
mäßig

. Zur leichteren Ausführung der Kontrolle ordue ich gleich-
zeitng au, daß bei Inhabern Ivou Kleinhandelsgseschäsften
in den Legitsimatisoits-kamen ver-merkt wird: ,,Absatz erfolgt
ausschl. im Kleinhandel an Vie-rbra«uschie·r.« Fehlt dieser
Verm·e.rt, so kann von den Kontrollersgasnen die Voriasge
der Handelserlaubinis verlangt wer-den

8. Die Waren sind einzeln auszuführen-. Die aslcgemeinc An-
gabe „31111Deäproante" oder ,,Le-bensmisttel« ist nicht zu-
lässig

9. Bei Firmen in Gesellschaften ist bei Aus-fertigng fvon Le-
gitimationsstkarten für die geschäftgführenden Persönliichtseiten

deren Stellung bei der Firma (Mi·t«insha«ber, Direktor uifw.)
anzugeben
Im übrigen bleiben die Bestimmimgen meiner Verfü-

gung-en vom 7. 9. und 22. 11. 1923 — Kreis-"b:lsa.tst" Sei-te 216
1111D 280 —- wzeiter in Kraft.

x

Qe l s, den 31. Dezember 1.923.

Verwertung entwendeter Feldfriichte.
Es wird darauf hingewiesen daß Gegsenstände,— die ans

Verstößeu gegen dass Feld- und Fosrrstpolizeigseisetz vom 1. 4.
13880 (GS. S 230)- lherriiithreu insbesondere entwenden-, von
der Polizei in Verwahrung kgseimm-1nene Feldfriiichxte nnd dergl.
—, falls der Esmppsfaugsberechltipgte nicht zu ermitteln ist, wie
Fundsacheu zu behandeln sind (v-e·rg-l. § 983 B-G-B.), soweit
andere Bestimmungen· über ishire Behandlung fehlen-.

Be rl i n W. .9, Den 7. Dezember 1923

Tier-ärztliche Grenzuntersnchusngsgebiishren.
, Mein Erlaist vom 24. Aiugusstt d. Ils. —- 1A IIli ‚13’747,

(153'111. MsBL S. 783) —- betsrefsenkd Die Berechnung der st·'1·eravzt-
liicheu Grenznnterfuchnuigisgiebüthreu nutzen Ziuigirnndeliegiung De r-

Lebensshalxstungsircichtzaihsl ans den Vorkriiegsgkelbnhrensia-tzen, Ennrdi
hiermit aiusigseliobeni Die Gebühren si nd jetzt naschj Golsdmiarsk
nnd nach folgenden Sätzen zu berechnen: - é « . _ _

a) flüir Plferde,, “Maultiere, Miaiuilesel unld Esel eisnsschslxz Meile-In-
angenlbrosbe nenld Bis-Iitnnctenscnchusng jedoch asulsckichslveßlikchi der-

L. l. 109613.

 

etwa viorzunerhmenden Untersnchmng atuf Bescthisesuickåå

b) .1. Efüsr Rinde r iiiber 250 kg Liesbensdgewichst nnd
"iir größeres Wild im- gleich-en Gewicht ‚.

2.. üilr Rinde-r von 7s5———·250 kg und fuir Wild
Tiim gleichen Gewicht .‚ _ .‚ ·

3'. fiiir Rinder Unter 75 kg nnd fuir Winlid im-
gleichen Gewicht

3,.— »i-

2 —- ‚41
I

1,.— »r-

e) für Schweine, Schafe und- Zieigen im Gewicht
über 12Z kg 21,——— 46
usulesr 12Z kg ’ 0,50 Jl-

d) slüir Gänse-, « Einst-en und Euren je Sitiiick 0,05 e//ṡ
mindestens jedoch , 2,——- oft

» fiisr jede Sieutdkucng
e) fsür alle-J übrig-e Geflügel biss- 59 kg: Gesichter-

bewirbt — . 1„__— »e-
-stii«-r." jede weitere asuigeissacngeue 50 kg (),50,— JZ

f) Tür. Hunne: für jedes Tier 2,-—— alt
lSofern die Zabiiuing in Paipieriuark erfolgt-, ist ssürs die Um-

vechcnluiusg der Geldbetirägc in Papier-mark Der 111111 >B.o-rt1a.ge Der
Zaihllung geltende, 110111. dem- Herrn Reicheinnanlzminisster für die
Rseiichszstieuern festgestellte G-oslldsumiveschniungsssatz weiß-gebend der
jeder Posstasnistalt täglich durch Telegmannn amtlich bekamen-t- ge-
geben mir-D. »

Flügr die im 3. Absatz des Entlasses vom 2-1. März 19:21 ——-
IA IIIi 12949, (Lw. LiJilBl S 128) —- erwälhnteu Untersuchun-
gen acuszerlhalsib der fest-gese-.tz«ten Eisulfmlhsrzeiten sowie für die
Usnstersxuchmsngeni bei Nacht sowie asu Sonn- -un"d Festtagen sind
»die Geh-lehren usm 100 v. H. zu erlhöhen

Die Bessltiinnnsung tritt miist sofortiger Wirkng mit-' der Meiß-
gabse in Kraft, datß die neu-en Gebülhrensätze ssür die Unter-
smschkungen lssowsohll der-— aiuf dem Lasndwiege aslsss amch der aiusf dem
Seewege eisnigexnüihrten Tiere Geiltusng haben.

Berichte über Die Erd-he de r festsgesetzstieu (83iebiii·hren si nd nicht
erforderlich

Der Minister für L-andwirtfchaft, Domäinen und Forften

Js. A .

geiz. H e sl l. i ch.
L. l. 11.1969. C e le, den 3. Januar 1924.

Ver-stehenden Erlale bringe iEh hierdurch zur Kenntniss und
Beachtung Die Klreiislbilasttsverfiigunig vom 12. September 19223
— Kreisblaitr S . 221. —- giijät vom gleichen Tage all-s anfigeholben

L se les, den 3. Januar- 1«9I214.

Gebühren fiir Wandeegcwerbeschcine
Ju- Abänderung meiner Verfügng vom 17. Oktober 1923

——- Kreissfbslaitt S. 247 —- Wird külusfstitg dlie Gesbiilhsr sfiiilr die- Auss-
fertisgiung vsons Wandergewerbescheineu nnd Erssastzifcheisnen asurf ein
Zehntel des festzxusetzendeu Hainsietvsteiuerbetragkees mindestens auf
eine Goldsmarlk beistiijnmnt. .

Bei Bemessung dieser Gebiiihr ist der regelmäßige Hin-usin-
lsteuerskatz, wie er. sichl aiuss der Verordnung des- Staat-s-
nrisusiksterinins v!oms 24. Riosvember 1923 — ‚(Ereiäibßgte S. 303 —-—
ergibt, zqu Grunde zu ‘Legen. In die sKlliafssse der gerisnsgiwertisgen
Waren fallen Lebens- nnd Fiuttermiitteb Hainek suuds Wirtschaft-s-
entfiel, Kurz-, Gallasnterie- und Metallwaren. Zu dien- wert-
viosllereni Waren rechnen insbesondere Textil- und Schnhwasreu.

Dlie Gebüshsr ist weiter ivsixe biisslher dem- Anitrasg beizsnsfiülgsen

Brsesla·us, den 27. Dezember 1923.
Invalidenversicherung

Bonn 31.. Dezember 19213 111b find nach Der Verordnung dess-
Reichsasrsbeitsmilnisstergs vom '20. Dezember 1923 111111 Beitrags-
1«ua-rkken zur Jnvallidenberssieherususg zu lverwenden:

Bei keinem w ö eh e n t I i ehe n Arbeitswer-«dsie1«vs.:stx:
bis 1.-0 Rentenmiairk L--o«shiiikla»ssse 1 15.11 20 Rentenpifigsp

von mehr als 1()——1s5 Renteunnairk Loshuitliasssie 2 zu 40 Renten-pr
vvon mehr ails 1.-5———2l) Flieutensmakrk Lloähutliasxsse 3 zu 60 Rentenpfg
von- sinehr aibs 20——25 Diensteiiiinsarrxk Loihinstlaisse 4 zu 80 Renten-png
vson mehr als 25 Ilientsenmasrk Lolhnllklnsse 5 zu 100 Reurtienipsfsgsp

Dsie Ginreihiusug Der Versicherten in dies-e- Lsoshsnskslassen erfolgt
nach dem während eine-r Kailensderwsoehe (Msoustag bis ein-schlies-
lich Sonntag) erzielten Asrbeitsgsverdienlst auch Damm, wenn die
Bkefkchiäftignng nur an einzelnen Tagen in Ider«»Wioirlje site-tilgte-
funiden bat. Bei miosuatlsischer oder einvierierlijajhirilnel)er Leib-n-
zalhlsung itst Der wöchentliche Arbeitsverdieiisjst in- der Weise zu
ermitteln, daku der «s.lJ2-osnats·-- oder 111ierte’fliarbväI-oibn mir 12 bsziw.
4 verviellisaicht nnd die-r sso gefundeue Jialhsressarbseittslberdienist durch
52 geteilt wird-. All-s Lioxhn oder Gehalt gelten asnschs Sachbezmgpe,
insbesondere- freie Fixosstl und Weh-meng. Der Wert soilcher Be-
züge wird du rch dass Jzujsttändige Verqsischernngssaimtj — festgesetzt

Fliilr tin-ständig Bespchsässttigte (!Walsichifsras.uen, HamisiiaIreriinnem
Alussshilsfsbesllsner sund --Kie«lbneri-nsnxen pp.) gilt als Wochen-verdienst
das- sSsiebensaiche des fiikr den Beschäftigungsart festgesetzten Orts-

L. l. 5

 l.ohues. -



. ‘ Asb 31. Dezember 1928 wenden Beitvatgsniiaiutsew zu »den bis--
belegen Werten svsosni den Vievbaiiussstellen nicht mehr abgegeben
Von diesem Tage alb sind Beitragsmiarbenl auch- für rückliegiende
Zeiten nach lden oben bezeichneten Werten au verwenden-

Die nicht sniehsr güllätigien Marken dier bisherigen- Lsoshnskbassen
44 sbiss 50 wenden bei Den: Verbanifisstellsenk nach biss· zum 31. März
1924 unter Anrechnung zuiin ihsusnldertfaschen Betrage ides aufges-
"«druckten Geldwert-es gegen Igütltiigio Miarken der- obenl bezeichneten
Quhnskbaissien 1 bis 5 suiinsgestaiuschst

Der Vorstand der Lasndesversicherungsanstiilt Schlesien.

Der gandrat

\ B. Bekanntniachungen anderer Behörden.

Amt Wsa b n i tz, den 23. Dezember 1923.
Biehseuche.

Untier dem Sichweiniebsestankde dies S«tiell"seii-b-esitze-rss G i e sa
ist Rsotlmis ausgebrochen-. Gsehösftssperre ist angeorsdiiset

Der Amtsvorsteher.
H einzelnia nn.

w—
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L. II. 10150. Deiä, den 3. Januain 1924.
Antrage auf Gewährung ein-es einmaligen Ergänzungs- .

zuschusses.
Die bliesgsiierung, Abteilung füsr Riemen: und Sichulwesen

teilt mir mit, daß Die _. Zt. von einzelnen Sichmslverbänden
gestellt-en Anträge auf . ewäshrimsg laufen-der Ergänzungs-zu-
ichsusse nicht beriikckssichtiggt werden köiixiisen Um Der Not der
Schulsuersbsänide schneller nnd wirksam-er eiistsgegeustrsesten zu köni-
iieii, ist Die Regierung bereit, soweit die Mittel reichem, aus
Austrag einen einmaligen Erigänzuiigsszsuschsusz zu gieswiiihsiieiu

Ein-gehend begründete Anträge sind bis 15. d. M. bei- mir
zn stell-en Später sein-gehende Anträge können- nischit berück-
sichtigt werden.

: Dr. UnckelL

 

G alb i h, iden 20. Dezember 1923.
_ Viehseuch-e.

Unter den Schweinen des Oberstchivesiszers A n de r s e c!
in Reisesewitz ist Rsotlausf feist-gestellt Stallspserre ikst angeordnet

Der Amstsvorstehen )
K a. l· i n ke.

 

  

Bekanntmachung
betreffend die Verwaltung der

« » Grunderwerbsteuer. _
Die bisher von dem unterzeichneten Finanzamt

wahrgenommenen Geschäfte der Verwaltung der
Grunderwerbsteuer gehen mit dem 1. Januar 1924
für den Bereich des Kreises Oels auf den Herrn Vor-
sitzenden des Kreisausschusses Oels und für den
Bereich des Kreises Groß Wartenberg an den Herrn
Vorsitzenden des Kreisausschusses Groß Wartenberg
über. Sämtliche Anträge in Grunderwerbsteuer-
angelegenbeiteii sind daher vom 1. Januar 1924 ab
an den zuständigen Kreisausschuß zu richten.

Qels, den 28. Dezember 1923. Finanzamt.

Ausschneiden ! Aufbewahren!

Bekanntmaihuiig
über Den Lohnsteuerabzug vom 1. Januar 1924
ab und über die Aufhebung der Betriebssteuer

Arbeitgeberabgabes.
Vom 1. Januar 1924 ab ist beim Steuerabzug

vom Arbeitslohn wie folgt zu verfahren: Vom
Arbeitslohn wird an Stelle der früheren Werbungskosten
zunächst ein steiierfreier Lohnbetrag abgezogen. Dieser
beträgt: für volle Monate 50 Goldmark monatlich,
für volle Wochen 12 Goldmark wöchentlich, für volle
Arbeitstage 2 Goldmark täglich und für kürzere Zeit-
räume 0,50»Goldmark für je zwei angefangene oder
volle Arbeits-stunden ·Vo.n dem hiernach ‚übrig?
bleibenden (alfo steuerpflichtigen) Arbeitslohn sind bei
jeder Lohnzahlung bei einem ledigen oder kinderlos
verivitweten Arbeitnehmer 100/"0, bei einem verheirateten
Arbeitnehmer ohne Kinder 90!», mit einem Kind 80-»,
mit zwei Kindern 70/0 ‚unD für jedes weitere minder-
jährige Kind 10-"« weniger·als Lohnsteuer unter Ab-
rundung auf volle 5 Pfennig nach unten einzubehalten.

Beispiele: · »
1) Ein lediger Arbeitnehmer verdient 50 Mark

Wochenlohn Steuerfreier Lohnbetrag 12 Mark,
bleiben zu versteuern 38 Mark. Steuerabzug 10%
von 38 Mark = 3,80 Mark. ·

2) Ein« verheirateter Arbeitnehmer mit 2 minder-
jährigen Kindern verdient 70 Mark »Wochenlohn.
Steuerfreier Lohnbetrag 12 Mark, bleiben 58 Mark
zu versteuern. Steuerabzug 70/0 von 58 Mark
=» abgerundet 4,05 Mark. »
Die Abführung der einbehaltenen Steuerbetrage

wird wie folgt vereinfacht: Alle Arbeitgeber mit mehr
sals 3 Arbeitnehmern haben die einbehaltenen Lohn-
steuerbeträge spätestens bis zum 5. Tage nach jeder
"-Lohnzahlung in bar oder durch Ueberweisung an die

 

Finanzkasse abzuführen. Bis zum 5. eines jeden
Monats ist »der Finanzkasse eine Bescheinigung zu
übersenden, m der die Uebereinstimmung der im
abgelaufenen Kalendermonat abgeführten Steuerab-
zugsbeträge mit der Summe der tatsächlich einbehaltenen
Steuerabzugsbetrage versichert wird. Arbeitgeber,
Die weniger als 3 Arbeitnehmer beschäftigen und die
einbehaltenen Steuerbetrcige ebenfalls in dieser Weise
entrichten wollen, haben beim Finanzamt— Zimmer 7—-
einen kurzen Antrag zu stellen, sofern dies nicht bereits
geschehen ist. Die Aufstellung von Steuerüber-
weisungsblätterii, Nachweisungen und Zusammen-
stellungen erfolgt nur 1ährlich einmal und zwar im
Januar eines leben Jahres, zum erstenmal also im
Januar 1925.

Jn den Steuerüberweisungsblättern wird nur
Der Gesamtiahresverdienst und der im Laufe des Jahres
einbehaltene Steuerbetrag in je« einer Summe ein-
getragen. Die Vordrucke hat sich jeder Arbeitgeber
auf seine Kosten zu beschaffen. Die Muster dazu
konnen im Laufe des Jahre 1924 vom Finanzamt
(Zimmer »17) abgeholt werben. Auf die Aufstellung
und Einreichung der Steueriiberweisungsblätter, Nach-

« weisungen und. Zusammenstellungen die für das
letzte Kalendervierteliahr 1923 —- im Januar 1924 —
an das Finanzamt einzureichen sind, wird voraus-
sichtlich verzichtet. .

Alle Arbeitgeber mit nicht mehr als 3 Arbeit-
nehmern _haben Steuermarken zu kleben, sofern sie
nicht auf Antrag am Ueberweisungsverfahren zu-
gelassen sind. Steuermarken werden in Beträgen von
0.05, 0.10, 0-50, 1.00, 2.00.5.00‚10.00‚ 50.00 und 100 Gold-
mark hergestellt und sind ungefähr vom 10.1.24 an
bei Den Postanstalten zu haben. Das Einkleben und
Entwerten der Steuermarken (durch Angabe des Lohn-
zahlungstages mit Tinte oder Stempels hat bis
spatestens am 5.·Tage nach jeder Lohnzahlung zu erfolgen.
sonst werden Die falligen Zinsen erhoben.

Jeder Arbeitgeber wird im Laufe des Jahres 1924
kontrolliert. Bei den hierbei vorgefundenen Bean-
standungen treten die nach den Gesetzen vorgesehenen
Folgen, u. U. Bestrafungen. ein.

Im Gegensatz zu früher, unterliegen dem Steuer-
abzug auch »die Aufwandsentschadigungen, die den im

- privaten Dienst- oder Auftragsverhältnis stehenden
Personen gewahrt" werden.

« Das Gesetz uber die Besteuerung der Betriebe
tritt am 1. Januar 1924 außer Kraft. Die Arbeit-
gebergbgabe ist demnach letztmalig am 25. (27.) Dezem-
ber _fur Die Zeit vom 11. bis 20. Dezember 1923 zu
entrichten.

Oels, den 28. Dezember 1923. Einanzamt.
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